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BGB §§ 311b, 307; MaBV § 3 
Reservierungsvereinbarung mit dem 
Bauträger; Abrede über Verrechnung bzw. 
Erstattung des Reservierungsentgelts 
im Bauträgervertrag; Umfang der 
Beurkundungspflicht; AGB-Kontrolle 

I. Sachverhalt
Ein Bauträger schließt mit dem Interessenten (Verbraucher) 
einer noch zu errichtenden Eigentumswohnung eine schrift-
liche „Reservierungsvereinbarung“ folgenden Inhalts: 

„Der Kaufinteressent beabsichtigt beim Bauvorhaben X 
durch notariell zu beurkundenden Vertrag die Wohnung Nr. 
Y zu einem Preis von 520.800 € zu erwerben. Der Bauträger 
verpflichtet sich, das oben beschriebene Kaufobjekt 14 
Tage lang ab unten ge nanntem Datum der Unterzeichnung 
der Vereinbarung zu reser vieren. Von dieser Verpflichtung 
wird der Bauträger frei, wenn der Kaufinteressent einer 
schriftlichen Einladung zur Beurkun dung des Kaufvertrags 
binnen 14 Tagen nicht nachkommt. Der Kaufinteressent er-
hält umgehend vom Notariat einen Entwurf des notariellen 
Kaufvertrags ausgehändigt/zugesandt. Die Reservierung 
wird erst wirksam, wenn der Kaufinteressent an den 
Bauträger einen Betrag i. H. v. 1.000 € bezahlt hat. Die-
ses Reservierungsentgelt ist bei Beurkundung zurückzu-
erstatten bzw. wird mit dem Kaufpreis verrechnet. Kommt 
ein notarieller Kaufvertrag in der Reservierungsfrist nicht 

zustande aus Grün den, die der Kaufinteressent zu vertreten 
hat, wird die Re ser vie rung aufgehoben und ein Teilbetrag 
von 500 € einbehalten, der als Gegenleistung für die 
Reservierung dient und zugleich als Ab geltung für den 
Bearbeitungsaufwand des Bauträgers. Der Rest betrag wird 
unverzinst und unverzüglich zurückbezahlt auf ein vom 
Kaufinteressenten bekannt zu gebendes Konto.“

II. Fragen
1. Ist die Reservierungsvereinbarung formwirksam?

2. Falls die Reservierungsvereinbarung formwirksam ist 
und der Bauträgervertrag in der Folge abgeschlossen wird:

a) Verstößt die Vereinbarung über die Verrechnung des 
Anspruchs auf Rückzahlung der Re servierungsgebühr mit 
dem Kaufpreis gegen das Verbot der Entgegennahme von 
Leistungen gem. § 3 MaBV?

b) Genügt die Vereinbarung, dass der Bauträger die 
Reservierungsgebühr sofort nach Ver tragsschluss an den 
Erwerber zurückzahlen muss, den Anforderungen des § 3 
MaBV?

c) Muss die Vereinbarung über die sofortige Rückzahlung 
bzw. Verrechnung der Reser vierungsgebühr bei Abschluss 
des Bauträgervertrags mitbeurkundet werden?

III. Zur Rechtslage
1. Beurkundungspflichtigkeit einer „Reservierungs-
vereinbarung“ mit dem Bauträger
Unstreitig ist die Reservierungsvereinbarung immer dann 
gem. § 311b Abs. 1 BGB beurkundungsbedürftig, wenn 
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zumindest ein Vertragsteil in der Vereinbarung die (wenigs-
tens bedingte) Verpflichtung übernimmt, ein Grundstück zu 
übertragen oder zu erwerben.

Beurkundungsbedürftig ist eine Reservierungsverein-
barung gem. § 311b Abs. 1 BGB aber auch, wenn auf den 
Kaufinteressenten im Hinblick auf die Höhe des geforder-
ten Ent gelts möglicherweise ein unangemessener Druck 
zum Erwerb des Grundstücks ausge übt werden kann 
(BGH NJW 2010, 3568, 3570 Tz. 18). So hat der BGH in 
Bezug auf eine Maklerprovision ein mal ausgeführt, dass 
neben dem Ersatz der konkreten Aufwendungen ohne no-
tarielle Beur kundung kein Entgelt verspro chen werden 
dürfe, das 10-15 % der vereinbarten Provision übersteige 
(DNotZ 1981, 23 = NJW 1980, 1622; DNotZ 1987, 745 
= NJW 1987, 54; aktuell OLG Frankfurt NotBZ 2011, 
100: Beurkundungsbedürftigkeit einer Aufwandsvergütung 
von mehr als 40 % des Erfolgshono rars). Allerdings 
ist diese prozentuale Obergrenze nur als Orientie-
rung zu verstehen (zur Anwendung der Obergrenze auf 
Reservierungsvereinbarungen: BGH DNotZ 1989, 225, 
226 f. = NJW 1988, 1716). Es mag also schon bei 
geringeren Pro zentsätzen ein mittelbarer Erwerbszwang 
und damit eine Beurkundungsbedürftig keit zu bejahen 
sein. Ausgehend davon, dass das übliche Maklerhonorar 
(netto) ca. 3 % des Kaufpreises beträgt, greift nach 
Ansicht von Hertel die Beurkundungspflicht bereits ab ei-
nem Prozentsatz von 0,3 % des Kaufpreises (DAI-Skript 
„Aktuelle Probleme im Immobilienrecht“, 2011/2012, 
S. 36; s. auch Krauß, Immobilienkaufverträge in der Praxis, 
7. Aufl. 2014, Rn. 107). Ferner soll absolut betrachtet ein 
Betrag von 5.000 € die Beurkundungspflicht auslösen (vgl. 
Krauß, Rn. 106 f.).

Das konkret vereinbarte Reservierungsentgelt i. H. v. 1.000 € 
unterschreitet zwar deutlich den absoluten Be trag von 
5.000 €. Mit Blick auf die Relation zum Kaufpreis (ca. 0,2 % 
des Kaufpreises) lässt sich aber nicht völlig aus schließen, 
dass § 311b Abs. 1 BGB nach seinem Schutzzweck zum 
Tragen kommt (vgl. BGH DNotZ 1987, 745, 746 f.). 

2. Verstoß gegen § 3 MaBV
a) Entgegennahme, Erstattung und Verrechnung 
des Reservierungsentgelts
Fraglich ist, ob der Bauträger bereits mit der Entgegennahme 
des Reservierungsentgelts gegen § 3 Abs. 1 S. 1 MaBV ver-
stößt. Dies wäre der Fall, wenn das Re servierungsentgelt 
eine Anzahlung auf den Kaufpreis darstellte (h. M., vgl. 
nur Basty, Der Bauträgervertrag, 8. Aufl. 2014, Rn. 72). 

Nach Basty (Rn. 72; ebenso Krauß, Rn. 107) sind jedoch 
von den MaBV-widrigen Anzahlun gen solche Zahlungen 
abzugrenzen, die auf einem anderen Rechtsgrund beru-
hen. Genannt wird dabei etwa eine „Reservierungsgebühr“ 
oder ein „Bin dungs entgelt“. Es sei insofern auch zulässig, 
die Verrechnung mit einem Kaufpreisteil zu vereinbaren. 
Nach dieser Ansicht wäre also weder die Entgegennahme 
des Reservierungsentgelts noch deren vereinbarungsge-
mäße Erstattung bzw. Verrechnung nach Abschluss des 
Bauträgervertrags mit einem Verstoß gegen § 3 Abs. 1 S. 1 
MaBV verbunden. 

Dagegen ließe sich einwenden, dass der Erwerber bei 
wirtschaft licher Betrachtung mit dem Abschluss des 
Bauträgervertrags trotz der Reservie rungsvereinbarung le-
diglich den vereinbarten Kaufpreis zu tragen hat; durch die 
ver einbarte Erstattung/Verrechnung zahlt der Käufer wirt-
schaftlich gesehen nur einen Betrag in Höhe des Kaufpreises. 
Berücksichtigt man ferner, dass bei einem Eigenvertrieb 

durch den Bauträger die Vertriebskosten regelmäßig im 
Gesamtkaufpreis enthalten sind (so auch Basty, Rn. 196), 
spricht dies trotz einer Erstattungs- und Verrechnungsabrede 
für einen Verstoß gegen § 3 MaBV. Gerade insoweit wäre 
der Schutzzweck des § 3 MaBV berührt, den Käufer vor un-
gesicherten Vorleistungen zu bewahren. 

Jedoch ist zu beachten, dass der Käufer das 
Reservierungsentgelt für die besonders vereinbarte 
Leistung des Bauträgers schuldet, das Vertragsobjekt 
in der Reservierungsfrist nicht an Dritte zu verkaufen. 
Rechtsgrund der Zahlung ist gerade nicht der Erwerb vom 
Bauträger, sondern das Unterlassen des Drittverkaufs durch 
den Bauträger (vgl. Gutachten DNotI-Report 2013, 81, 
82). Die Erstattung/Verrechnung stellt daher lediglich eine 
Form der Zahlungsabwicklung dar, die dem Reservierungs-
entgelt nicht den Charakter einer „Anzahlung auf den 
Kaufpreis“ gibt. Allerdings ist sicherlich auch die Höhe 
des vereinbarten Reservierungsentgelts relevant. Zu 
denken ist nämlich an Versuche des Bauträgers, unter dem 
Topos „Reservierungsentgelt“ nicht nur eine Vergütung 
für die Reservierung (d. h. das Unterlassen des Verkaufs 
des Vertragsobjekts an einen Dritten) zu erhalten, sondern 
dem Erwerber etwaige andere Vertriebskosten „unterzu-
schieben“. Unseres Erachtens ist die „schädliche“ Grenze 
jedenfalls dann überschritten, wenn sich das Reservierungs-
ent gelt oberhalb der relativen oder absoluten Werte bewegt, 
die für die Beurkundungspflicht relevant sind (s. Ziff. 1).

Sieht man in der Entgegennahme des Reservierungs ent-
gelts einen Verstoß gegen § 3 MaBV, steht dem Käufer ein 
Rückforderungsanspruch aus § 812 BGB zu. Der Bauträger 
wäre also zur umgehenden Erstattung verpflichtet. Vorliegend 
wird ein Verstoß u. E. wohl (noch) nicht gegeben sein.

b) Beurkundungspflichtigkeit der Erstattungs-/
Verrechnungsabrede
Gemäß den Grundsätzen der Beurkundungsbedürftigkeit 
von gemischten und zusammen gesetzten Verträgen 
wird die Erstattungs- und Verrechnungsabrede im Rahmen 
des Bauträgervertrags vom Beurkundungserfordernis des 
§ 311b Abs. 1 BGB erfasst. Dies gilt selbst dann, wenn 
man die eigentliche (vor Abschluss des Bauträ gervertrags 
getroffene) Reservierungsvereinbarung für formfrei hält.

Nach ständiger Rechtsprechung erstreckt sich das 
Beurkundungserfordernis des § 311b Abs. 1 BGB 
nämlich auf eine an sich nicht beurkundungsbedürfti-
ge Vereinbarung, „wenn die Vereinbarungen nach dem 
Willen der Parteien derart voneinander abhängig sind, 
daß sie miteinander ‚stehen und fallen‘ sollen“ (BGH 
NJW 1980, 829, 830 = DNotZ 1980, 409; DNotZ 1987, 
350, 351). Laut BGH genügt einseitige Abhängigkeit, 
wenn die Grundstücksveräußerung von der als solcher 
nicht beurkun dungsbedürftigen Vereinbarung abhängt 
(DNotZ 2000, 635, 636 f.; NJW 2001, 226, 227 = DNotI-
Report 2001, 5). 

Vorliegend ist daher zu bedenken, dass aus Sicht des 
Erwerbers die Er stattungs- und Verrechnungsabrede 
regelmäßig mit dem Abschluss des Bau träger vertrags 
stehen und fallen soll. Dem Erwerber kommt es in der 
Regel entscheidend darauf an, nur den ursprünglich verein-
barten Kaufpreis zu bezahlen, also das Reservierungsentgelt 
entweder direkt zurückzuerhalten oder zumindest eine 
Verrech nung mit dem Kaufpreis zu erreichen. Um das 
Risiko der Gesamtnichtigkeit des Bau trägervertrags gem. 
§ 139 BGB zu vermeiden, ist daher eine derartige Abrede 
im Bau trägervertrag stets mitzubeurkunden.
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Häufig erlangt der Notar erst in der Beurkundungsverhandlung 
Kenntnis von der zuvor getroffenen Erstattungs- bzw. 
Verrechnungsabrede. Insbesondere dann ist er gehalten, 
den Willen der Beteiligten umfassend in der Urkunde 
wiederzugeben. Dies gilt selbst, wenn der Urkundsnotar in 
der Vereinbarung des Reservierungsentgelts eine Anzahlung 
entgegen § 3 MaBV sehen sollte. Der Notar würde dann 
zwar einen Verstoß gegen die MaBV dokumentieren, 
könnte (besser: müsste) die Beteiligten aber zu einer 
MaBV-konformen Ab wicklung des Bauträgervertrags 
anhalten (vgl. Basty, Rn. 72). So wird der Notar jedenfalls 
auf einen etwaigen gesetzlichen Rück zahlungsanspruch des 
Erwerbers (§ 812 BGB) hinweisen und ggf. die Abrede der 
Betei ligten protokollieren, wonach das Reservierungsentgelt 
mit der ersten Kaufpreisrate zu verrechnen ist (vgl. Hertel, 
S. 37; wohl auch Basty, Rn. 72).

3. AGB-rechtliche Zulässigkeit des Reservierungs-
entgelts
a) Allgemeines
Ungeachtet eines Verstoßes gegen § 3 MaBV könnte die 
formularmäßige Vereinbarung des Reservierungsentgelts 
gegen die §§ 305 ff. BGB verstoßen. Vorliegend ist ein 
Verbrauchervertrag i. S. d. § 310 Abs. 3 BGB gegeben.

Vereinbarungen über die Höhe des zu zahlenden Reservie-
rungsentgelts unterliegen zwar als Hauptleistungsabreden 
nicht der Inhaltskontrolle nach den §§ 307 ff. BGB, denn 
es handelt sich nicht um Regelungen, die von Rechtsvor-
schriften abweichen oder diese ergänzen (§ 307 Abs. 3 
S. 1 BGB). Unberührt bleiben aber die Anforderungen des 
§ 307 Abs. 1 BGB (§ 307 Abs. 3 S. 2 BGB). 

In Betracht kommt insbesondere ein Verstoß gegen § 307 
Abs. 1 S. 1 BGB: Die Kauf in teressen ten könnten durch 
die Vereinbarung des Reservierungsentgelts unangemes-
sen benachtei ligt sein. Eine unangemessene Benachtei-
ligung i. S. d. Norm ist an zunehmen, wenn der Verwen-
der Allgemeiner Geschäftsbedingungen durch einseitige 
Ver tragsgestaltung missbräuchlich eigene Interessen auf 
Kosten seines Vertragspartners durch zusetzen versucht, 
ohne von vornherein auch dessen Belange hinreichend zu 
berück sichti gen. Die Rechtsprechung verneint die Unange-
messenheit regelmäßig, wenn die Be nachteiligung des Ver-
tragspartners durch zumindest gleichwertige Interessen 
des Ver wen ders der AGB gerechtfertigt ist (BGH NJW 
2010, 3568, 3569 Tz. 12; NJW 2010, 2272, 2274 Tz. 23; 
NJW 2010, 3222, 3224 f. Tz. 23; NJW 2005, 1774, 1775).

b) Rechtsprechung zu „Maklerfällen“
Der BGH hatte mit Urteil vom 23.9.2010 (III ZR 21/10, 
NJW 2010, 3568) in einem Fall zu entscheiden, der dem 
vorliegenden zumindest vergleichbar war. Dort war ein 
Vermittler zwischengeschaltet, der bei Nicht-Abschluss des 
Kaufvertrags einen Teil der Vermitt lungsprovision einbe-
halten wollte. Der Kaufbewerber hatte mit dem Vermittler 
folgende Vereinbarung getroffen (NJW 2010, 3568 f.):

„Auftrag und Zahlungsverpflichtung

Der Kaufinteressent beauftragt hiermit die B-GmbH, die den 
Ver kaufsinteressenten als Betreuer vertritt, sämtliche not-
wendigen Vorbereitungen zur Beurkundung des Kaufvertrags 
zwischen dem Verkaufsinteressenten und ihm zu treffen. Die 
B-GmbH wird so mit im Einzelnen beauftragt: 

[…] mit Unterzeichnung dieses Auftrags die Wohnung/das  
Eigenheim anderweitig nicht mehr anzubieten, sondern sie/
es für den Kaufinteressenten reserviert zu halten.

Für diese Tätigkeit verpflichtet sich der Kaufinteressent, 
an die B-GmbH einen Betrag von 1500 Euro zu bezahlen. 
Dieser Betrag ist mit Unterschrift auf diesem Auftrag zur 
Zahlung fällig. … Bei Abschluss des Kaufvertrags wird die-
ser Betrag mit der ersten Kaufpreisrate verrechnet. Kommt 
es nicht zum Abschluss des Kaufvertrags, sind 750 Euro als 
Tätigkeitsentgelt für die Reservie rung (Verzicht auf weite-
res Anbieten) verdient. Die weiteren 750 Euro gelten als 
Ausgleich für die Vorbereitung des notariellen Kaufvertrags 
und werden nur anteilig je nach Be arbeitungsstand zurück-
erstattet. …“

Der BGH bejahte eine unangemessene Benachteiligung 
des Kaufbewer bers, da die Klausel auf das Verhältnis von 
Leistung und Gegenleis tung nicht ange messen Rücksicht 
nehme (NJW 2010, 3568, 3569 f. Tz. 13 ff.). Die Klausel 
stelle letztlich den Versuch des Ver wenders dar, sich bei 
Scheitern seiner Ver mittlungsbemühungen (Hauptleistung) 
gleichwohl eine erfolgsunabhängige Vergütung zu sichern 
– ohne dass dabei gewährleistet sei, dass sich aus der ent-
geltpflichtigen Reservierungs vereinba rung für den Kunden 
nennenswerte Vorteile ergäben oder vom Ver mittler eine 
geld werte Gegenleistung zu erbringen sei. Der Interessent 
zahle einen nicht ganz unerheblichen Betrag, ohne dafür 
die Gewähr zu haben, das fragliche Objekt er werben 
zu können. Zudem zahle sich die Reservierungsgebühr re-
gelmäßig nur aus, wenn der Interessent das Objekt erwerbe, 
da sie ihm nur dann auf den Kaufpreis angerechnet werde. 
Der Verwender dagegen erbringe durch die Reservierung 
nur dann eine relevante Verzichts leistung, wenn die 
Zeitdauer der Re servierung besonders lang bemessen 
sei. Dies war konkret aber nicht der Fall. 

Die überwiegende Instanzrechtsprechung sieht bei 
Reservierungsvereinbarungen eben falls einen Verstoß 
gegen § 307 Abs. 1 BGB gegeben und nimmt eine 
Interessenabwägung ähnlich wie der BGH vor (OLG 
Stuttgart NJW-RR 1996, 822; LG Berlin NJW-RR 2001, 
706; LG Frankfurt NJW 1984, 2419; AG Hamburg-
Wandsbek, WE 2008, 89; im Überblick: Christensen, 
in: Ulmer/Brandner/Hensen, AGB-Recht, 11. Aufl. 2011, 
Teil 2, [21] Maklerverträge Rn. 11). 

c) Übertragung auf Reservierungsvereinbarung mit 
Bauträger
Fraglich ist, ob Unterschiede im Vertragstyp eine ab-
weichende Beurteilung rechtfertigen. In den zitier-
ten Gerichtsentscheidungen ging es um Makler-
verträge, während vorliegend der Bauträger selbst eine 
Reservierungsvereinbarung mit dem Er werbsinteressenten 
geschlossen hat. Die unangemessene Benachteiligung wird 
in den „Maklerfäl len“ maßgeblich darin gesehen, dass der 
Kaufinteressent keinen nennenswerten Vorteil er zielt, weil 
umgekehrt der Makler keine relevante Verzichtsleistung er-
bringt. Der Kaufinteressent könne insbesondere nicht sicher 
sein, dass neben dem Makler der Verkäufer mit Dritten ver-
handele und innerhalb der Reservierungsfrist an den Dritten 
verkaufe (vgl. BGH NJW 2010, 3568, 3569 Tz. 15). 

Jedoch unterscheidet sich eine Reservierungs ver-
einbarung, die direkt mit dem Bauträger abgeschlossen 
wird, nicht wesentlich von der Maklervereinbarung, wenn 
man die dabei geschuldeten Leistungen beleuchtet: Der 
Bauträger schuldet dem Erwerbsinteressenten aufgrund 
der Reservierungsvereinbarung, dass das Vertragsobjekt 
in der Reservierungsfrist nicht an Dritte verkauft wird. 
Seine Pflicht geht regelmäßig nicht dahin, sämtli-
che Verkaufsbemühungen einzustellen. Andernfalls 
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läge eine (zumindest bedingte) Veräußerungspflicht des 
Bauträgers vor, die stets die Beurkun d ungs pflichtigkeit 
der Reservierungsvereinbarung gem. § 311b Abs. 1 BGB 
auslösen würde. Um gekehrt ist der Kaufinteressent trotz 
Abschluss der Reservierungsvereinbarung rechtlich nicht 
verpflichtet, das Vertragsobjekt zu erwerben.

Die vorliegende Konstellation ähnelt der vom BGH ent-
schiedenen zumindest insofern, als das Reservierungsentgelt 
jedenfalls dann nicht (vollständig) an den Kaufin teressenten 
zurückzuerstatten ist, wenn der Bauträ gervertrag in-
folge eines Umstands nicht abgeschlossen wird, den 
„der Kaufinteressent zu vertreten hat“. Soweit der 
Vertragsschluss wegen eines Umstands aus der Sphäre 
des Kaufinteressenten ausbleibt, besteht auch vorliegend 
die Gefahr, dass der Interessent einen nicht ganz uner-
heblichen Betrag zahlt, ohne einen nennenswerten Vorteil 
zu erlangen. Ein nennenswer ter Vorteil dürfte nämlich 
erst anzunehmen sein, wenn die Bindung des Verkäu fers 
vier Wochen übersteigt (Krauß, Rn. 107; Hertel, S. 37). 
Gründe, die aus der Sphäre des Kaufinteressenten stam men, 
sind regelmäßig die gänzliche Abstandnahme vom Kauf, 
Finanzierungs probleme oder die Entscheidung für ein an-
deres Kaufobjekt. 

Nicht wesentlich günstiger wird man die Position des 
Kaufinteressenten bewerten können, wenn der Nicht-
Abschluss des Bauträgervertrags auf Umstän den aus 
der Sphäre des Bauträgers beruht. Dann wird das 
Reservierungsentgelt dem Kaufinteressenten zwar erstattet, 
in aller Regel dürfte er aber das Klageri siko tragen. Denn 
da selbst der den Vertragsentwurf vorbereitende Notar 
nicht be urteilen kann, auf wessen Vertretenmüssen  der 
Nicht-Abschluss des Bauträgervertrags beruht, könnten 
wohl nur die Beteiligten selbst über die Rückzahlung des 
Reservierungsentgelts entscheiden. Andernfalls müsste der 
Kaufinteressent den Bauträger auf Rückzahlung verklagen. 
Angesichts dieses Klageri sikos ist trotz der Erstattungspflicht 
bei Vertretenmüssen des Bauträgers eine unangemes sene 
Benachteiligung des Kaufinteressenten gem. § 307 Abs. 1 
BGB – im Lichte der BGH-Rechtsprechung – zumindest 
nicht auszuschließen. Unter Bezugnahme auf die zitierte 
BGH-Entscheidung wird auch in der Literatur ein Verstoß 
gegen § 307 Abs. 1 S. 1 BGB regelmäßig für möglich er-
achtet (vgl. Basty, Rn. 72; Krauß, Rn. 107).

Bei einer gerichtlichen Überprüfung würde neben der Höhe 
des Entgelts mit großer Wahrscheinlichkeit eine Rolle spie-
len, welche konkrete Reservierungsfrist die Vereinbarung 
vorsieht. Der BGH hat in seiner Entscheidung eine mög-
lichst lange Bindung wegen des ausdrücklichen Verzichts 
des Maklers auf anderweitige Anbietung als Vorteil für den 
Interessenten hervorgehoben. 

4. Reservierungsvereinbarung und § 17 Abs. 2a 
BeurkG
Hinzuweisen ist an dieser Stelle noch auf § 17 Abs. 2a 
BeurkG, wonach der Notar bei Verbraucherverträgen dem 
Verbraucher den beabsichtigten Text des Rechtsge schäfts 
im Regelfall zwei Wochen vor der Beurkundung zu über-
senden hat (§ 17 Abs. 2a S. 2 Nr. 2 BeurkG).

Aus dem mitgeteilten Sachverhalt ist nicht ersichtlich, wie 
man diese Vorgabe einhal ten könnte, ohne dass zugleich 
die in der Reservierungsvereinbarung genannte 14-Tages-
Frist verstreichen würde. Dabei ist u. E. zu berücksichtigen, 
dass der Bauträger nach der gegebenen Klausel erst an die 
Reservierungspflicht gebunden ist, wenn der Kauf interessent 

das Reservierungsentgelt bezahlt hat. Die Bindung des 
Bauträgers beläuft sich dann auf 14 Tage. Eine Einladung 
zur Beurkundung des Kaufvertrags kann der Bauträger sinn-
vollerweise jedoch nur aussprechen, wenn dem Verbraucher 
der Vertragsentwurf zugleich oder zuvor vom Notar gem. 
§ 17 Abs. 2a BeurkG übersandt worden ist. 

Andernfalls geriete der Verbraucher in ein Dilemma: Wollte 
er den Vertrag entsprechend der Reservierungsvereinbarung 
innerhalb von 14 Tagen nach der Einladung des Bauträgers 
beurkunden, erhielte er aber den Ver tragsentwurf vom 
Notar erst nach dieser Einladung, könnte die Frist aus der 
Re servierungsvereinbarung in keinem Fall eingehalten 
werden. Der Notar wird die Beurkun dung nämlich (zu 
Recht) frühestens zwei Wochen nach Zugang des Entwurfs 
beim Verbrau cher vornehmen. Der Bauträger wäre daher 
aus seiner Reservie rungspflicht entlassen, ohne dass der 
Verbraucher überhaupt die Gelegenheit gehabt hätte, die 
Reservierungsfrist einzuhalten.

5.  Ergebnis
a) Die Reservierungsvereinbarung zwischen Bauträger 
und Erwerbsinteressent ist stets beur kundungspflichtig 
gem. § 311b Abs. 1 BGB, wenn ein Vertragsteil die (zu-
mindest bedingte) Verpflichtung übernimmt, eine Wohnung 
zu übertragen bzw. zu erwerben. Darüber hinaus kann 
sich eine Beurkundungspflicht unter dem Gesichtspunkt 
des wirtschaftlichen Erwerbsdrucks er geben, soweit 
das Reservierungsentgelt gewisse relative oder absolute 
Grenzen überschreitet. 

b) Ein Verstoß gegen § 3 MaBV liegt in der Entgegennahme 
des Reservierungsentgelts nur dann, wenn es sich um eine 
(verdeckte) Vorleistung auf den Kaufpreis handelt. Es 
ist nicht auszuschließen, dass diese Beurteilung auch an-
hand wirtschaftlicher Erwägungen vorgenommen wird und 
daher die Höhe des vereinbarten Reservierungsentgelts 
eine Rolle spielt. Gelangt man zu dem Ergebnis, dass die 
Entgegennahme des Re ser vierungs ent gelts gegen § 3 MaBV 
verstößt, so gilt dies auch für eine Verrechnungsabrede. 
Dem Käufer steht in diesem Fall ein sofort fälliger 
Rückzahlungsanspruch zu. 

c) AGB-rechtlich bedeutet die Reservierungsvereinbarung 
eine unangemessene Benach teili gung des Verbrauchers 
gem. § 307 Abs. 1 S. 1 BGB, wenn der Bauträger keine 
relevante Verzichtsleistung erbringt, die dem Verbraucher 
andererseits einen nennens werten Vorteil bietet. Dies ist mit 
Blick auf die vom Notar einzuhaltende Zwei-Wochen-Frist 
des § 17 Abs. 2a BeurkG zumindest dann der Fall, wenn 
der Bauträger nur eine Re servierung für 14 Tage schuldet. 
Auch insofern ist nicht auszu schließen, dass neben der 
Länge der Reservierungsfrist die Höhe des vereinbarten 
Reser vierungsentgelts Berücksichtigung findet. 

UmwG §§ 125, 18; HGB §§ 22, 30  
Abspaltung von einer GmbH zur Neugrün-
dung einer GmbH; Firmenfortführung bei 
neu gegründeter GmbH  

I. Sachverhalt
Die G-Bau-GmbH spaltet das gesamte operative Geschäft, 
das bisher für die Sachfirmenbil dung ausschlaggebend 
gewesen ist, zur Neugründung auf eine GmbH ab. Bei 
der G-Bau-GmbH wird allein ein Nebenbetrieb verblei-
ben (zwei Gesellschaftsbeteiligungen, Verbindlichkei ten 
i. H. v. 312.004,40 €, Bankguthaben i. H. v. 372.004,40 €). 
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Die neu gegründete GmbH soll die Firma des übertra-
genden Rechtsträgers unverändert fortführen, jener da-
gegen künftig als G-Immobilien-Verwaltungs-GmbH fir-
mieren. Die Gesellschafter der G-Bau-GmbH stimmen der 
Firmenfortführung durch die neu gegründete GmbH aus-
drücklich und unwiderruflich zu. 

II. Frage 
Darf der übernehmende Rechtsträger die Firma des übertra-
genden Rechtsträgers im Zuge der Abspaltung fortführen?

III. Zur Rechtslage 
1. Firmenfortführung gem. § 18 Abs. 1 UmwG
§ 18 Abs. 1 UmwG ermöglicht es dem übernehmenden 
Rechtsträger, die Firma des über tragen den Rechtsträgers, 
dessen Handelsgeschäft er durch die Verschmelzung er-
wirbt, mit oder ohne Nachfolgezusatz fortzuführen. § 125 
S. 1 UmwG schließt die entsprechende An wendung die-
ser Vorschrift auf die Abspaltung und Ausgliederung aus-
drücklich aus. Das er klärt sich laut Gesetzesbegründung 
daraus, dass bei diesen beiden Spaltungsvarianten – an-
ders als bei der Aufspaltung – der firmenführende 
Rechtsträger fortbesteht (BR-Drucks. 75/94 zu § 125 
UmwG, nach Widmann/Mayer, Umwandlungsrecht, 
Gesetzesbegründung UmwG 1995). In der Literatur wird 
das Gesetz überwiegend „beim Wort“ genommen und 
eine ent sprechende Anwendung grundsätzlich abgelehnt 
(KölnKommUmwG/Simon, 2009, § 125 Rn. 12; Stengel, 
in: Semler/Stengel, UmwG, 3. Aufl. 2012, § 125 Rn. 7; 
Hörtnagl, in: Schmitt/Hörtnagl/Stratz, UmwG/UmwStG, 
6. Aufl. 2013, § 125 UmwG Rn. 16; Lutter/Teichmann, 
UmwG, 5. Aufl. 2014, § 125 Rn. 7; Sagasser/Bultmann, 
in: Sagasser/Bula/Brünger, Umwandlungen, 4. Aufl. 
2011, § 18 Rn. 66; Reuschle, in: Ebenroth/Boujong/
Joost/Strohn, HGB, 3. Aufl. 2014, § 22 Rn. 86; zum 
Streitstand im Überblick Limmer/Limmer, Handbuch der 
Unternehmensumwandlung, 4. Aufl. 2012, Teil 5 Rn. 23). 
Die uneingeschränkte, teleologisch begründete Anwendung 
entgegen dem Gesetzeswortlaut steht wohl nur für eine 
Mindermeinung (etwa Kallmeyer/Sickinger, in: Kallmeyer, 
UmwG, 5. Aufl. 2013, § 125 Rn. 29). 

2. Firmenfortführung gem. § 22 Abs. 1 HGB
Unabhängig von § 125 UmwG ist indes zu fragen, ob die 
Firmenfortführung unter den Voraussetzungen des § 22 HGB 
(Fortführung bei Erwerb des Handelsgeschäfts) zulässig ist. 
Auf diese Möglichkeit weisen auch Autoren hin, die einer 
Anwendung des § 18 UmwG ablehnend gegenüberstehen; 
§ 22 HGB soll also durch § 125 UmwG nicht gesperrt 
sein (Lutter/Teichmann, § 131 Rn. 68; KölnKommUmwG/
Simon, § 125 Rn. 12; Semler/Stengel/Schröer, § 131 Rn. 44 
m. Fn. 175; Mayer, in: Widmann/Mayer, Std.: Juni 2014, 
§ 126 UmwG Rn. 45 f.; Sagasser/Bultmann, § 18 Rn. 67; 
ebenso wohl Hörtnagl, § 131 Rn. 42 m. Verw. auf Semler/
Stengel/Schröer und Lutter/Teichmann – jew. a. a. O.; a. A. 
Bokelmann, ZNotP 1998, 265, 269; vgl. auch Limmer/
Limmer, Teil 5 Rn. 24 ff.). Fronhöfer (in: Widmann/Mayer, 
Std.: Nov. 2011, § 125 UmwG Rn. 58 m. Verw. auf Mayer, 
§ 126 UmwG Rn. 45 f.) hält die Firmenfortführung na-
mentlich in dem Fall für erforderlich, dass ein Betrieb ab-
gespalten wird, dessen Unternehmensgegenstand bisher für 
die Sachfirmenbildung des übertragenden Rechtsträgers 
nach allgemeinen Grundsätzen ausschlaggebend war. Im 
Ergebnis dürfte die Anwendbarkeit des § 22 HGB über-
wiegender Meinung entsprechen. Auch uns erscheint diese 
Auffassung hinreichend begründet; gerade in der vorliegenden 
Konstella tion ist es nicht überzeugend, dem übernehmenden 
Rechtsträger die Fir menfortführung kategorisch zu untersagen. 

Ob die Voraussetzungen des § 22 HGB tatsächlich ge-
geben sind, lässt sich im Rahmen eines Rechtsgutachtens 
nicht feststellen. Die in § 22 Abs. 1 HGB a. E. ver langte 
Zustimmung wäre vom Geschäftsführer der übertragen-
den GmbH zu erklären (MünchKommHGB/Heidinger, 
3. Aufl. 2010, § 22 Rn. 37; Reuschle, § 22 Rn. 34; Ries, 
in: Röhricht/Graf v. Westphalen/Haas, HGB, 4. Aufl. 2014, 
§ 22 Rn. 27). Insbesondere aber müsste das Handelsge-
schäft, also das Unternehmen „im Großen und Ganzen“ 
und nicht nur teilweise übergehen (BGH NJW 1991, 1353, 
1354 = MittBayNot 1991, 89; Limmer/Limmer, Teil 5 
Rn. 25; MünchKommHGB/Heidinger, § 22 Rn. 15). Dies 
ist nach den Umständen des Einzelfalls zu entscheiden.

Ein Verstoß gegen das Gebot der deutlichen 
Firmenunterscheidbarkeit (§ 30 HGB), wenn übertragen-
der und neu gegründeter Rechtsträger ihren Sitz am selben 
Ort haben, ist u. E. grundsätzlich nicht zu befürchten: Gem. 
§ 130 Abs. 1 UmwG wird die Spaltung zwar zunächst in das 
Register des übernehmenden Rechtsträgers eingetragen. 
Sie entfaltet allerdings erst mit der Eintragung im Register 
des übertragenden Rechtsträgers Wirkung (§ 131 Abs. 1 
UmwG); dies kommt in einem entsprechenden Vermerk im 
Register des übernehmenden Rechtsträgers zum Ausdruck 
(§ 130 Abs. 1 S. 2 UmwG, sog. Vorläufigkeitsvermerk). 
Die neu zu gründende Gesellschaft entsteht folglich erst 
mit dieser zweiten Eintragung (KölnKommUmwG/Simon, 
§ 130 Rn. 9). Beschließt nun der übertragende Rechtsträger 
eine Firmenänderung, die gleichzeitig mit der Abspaltung 
wirksam wird, so führen übertragender und übernehmen-
der Rechtsträger nicht einmal für eine logische Sekunde 
dieselbe Firma. Bei der Abspaltung zur Aufnahme müss-
te auch die bereits bestehende aufnehmende Gesellschaft 
eine Firmenänderung beschließen; deren Firmenänderung 
dürfte frühestens gleichzeitig mit der Firmenänderung 
beim übertragenden Rechtsträger und der Wirksamkeit der 
Spaltung eingetragen werden, denn sonst wären entgegen 
§ 30 Abs. 1 HGB zwei bestehende Gesellschaften mit dem-
selben Firmennamen eingetragen. 

3. Ergebnis 
Die Anwendung des § 18 Abs. 1 UmwG im Zuge der 
Abspaltung wird von der überwiegenden Literatur ab-
gelehnt. Nicht ausgeschlossen sein dürfte jedoch eine 
Firmenfortführung nach § 22 Abs. 1 HGB. Insgesamt er-
scheint die Rechtslage allerdings noch offen; vor allem fehlt 
es – soweit ersichtlich – an einschlägiger Rechtsprechung. 
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EUVollstrTitelVO Artt. 8, 10; EUUntVO Artt. 68, 75 
Bestätigung einer notariellen Urkunde als Europäischer 
Vollstreckungstitel 
Abruf-Nr.: 132802

BGB §§ 1018 Var. 1, 874; GBO §§ 44 Abs. 2, 53 
Abs. 1 S. 2
Zulässiger Inhalt einer Dienstbarkeit; Ent-
stehung einer Dienstbarkeit bei Bewilligung, 
die über gesetzlich zulässigen Inhalt der 
Dienstbarkeit hinausgeht
a) Das Recht des Dienstbarkeitsberechtigten ist nicht 
auf eine Nutzung des dienenden Grundstücks in einzel-
nen Beziehungen begrenzt, wenn es jegliche Nutzung 
im Rahmen der jeweiligen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften zulässt. 

b) Ein unbeschränktes Nutzungsrecht kann auch dann 
nicht Inhalt einer Grunddienst barkeit sein, wenn seine 
Ausübung auf eine Teilfläche des dienenden Grundstücks 
be grenzt ist. 

c) Ist bei der Buchung eines Rechts im Grundbuch 
ganz oder teilweise über den nach § 874 BGB zulässigen 
Umfang hinaus auf die Eintragungsbewilligung Bezug 
genom men worden, stellt sich die Eintragung des Rechts 
im Grundbuch selbst aber als in haltlich zulässig dar, 
hat das Grundbuchamt von Amts wegen einen Vermerk 
in das Grundbuch einzutragen, durch den klargestellt 
wird, welche Teile der Eintragungsbe willigung nicht 
Inhalt des Grundbuchs geworden sind. 

BGH, Beschl. v. 6.11.2014 – V ZB 131/13

Problem
Im Grundbuch wurde für den jeweiligen Eigentümer des 
herrschenden Grundstücks auf dem belasteten Grund stück 
eine befristete Dienstbarkeit mit folgendem Inhalt einge-
tragen: 

„Recht auf Nutzung als Spielfläche, Grünfläche, Kfz-
Stellfläche, Bebauungsrecht.“

Die Eintragung erfolgte unter Bezugnahme auf die 
Eintragungsbewilligung. Diese hat u. a. fol genden Inhalt 
(Hervorhebung durch DNotI-Redaktion): 

„Der jeweilige Eigentümer des herrschenden Grundstücks ist 
be rechtigt, [die] Teilfläche […] für die Dauer von […] unter 
Aus schluss des Eigentümers des dienenden Grundstücks 
in der nach den jeweils gültigen öffentlich-rechtlichen 
Vorschriften zulässi gen Weise zu nutzen, insbesondere 
als Spielfläche, Grünfläche, Kfz-Stellfläche oder durch 
Bebauung jedweder öffentlich-recht lich zulässiger Art.“

Der Eigentümer des dienenden Grundstücks hat beantragt, 
die Dienstbarkeit gem. § 22 Abs. 1 S. 1 GBO zu löschen und 
das Grundbuch zu berichtigen (§ 53 Abs. 1 S. 2 GBO). Er ist 
der Auf fassung, dass die Dienstbarkeit inhaltlich unzulässig 
sei. Der Antrag beim Grundbuchamt sowie die Beschwerde 
sind ohne Erfolg geblieben. 

Entscheidung
Der BGH hat auch die Rechtsbeschwerde zurückgewiesen. 

Zunächst klärt der BGH, welchen Inhalt die Dienstbarkeit 
nach dem Grundbuch hat. Der Inhalt des Grundbuchs er-
gebe sich grundsätzlich aus dem Eintrag im Grundbuch 
in Verbin dung mit der in Bezug genommenen 
Eintragungsbewilligung (§ 874 BGB). Nach dem Inhalt der 
Eintragungsbewilligung stand dem je weiligen Eigentümer 
des herrschenden Grundstücks ein uneingeschränktes 
Nutzungsrecht an der Teilfläche des Grundstücks zu. Auf 
diese Fläche habe sich die Ausübungsbefugnis der Dienst-
barkeit beschränkt. Die Eintragungsbewilligung bringe den 
Willen zum Ausdruck, dem Dienst barkeitsberechtigten 
alle Nutzungsbefug nisse des Eigentümers gem. § 903 S. 1 
BGB zu gewähren. Eine Einschränkung des jeweiligen 
Nutzungsrechts ergebe sich auch nicht aus der Konkreti-
sierung durch einzelne Nutzungsarten. Hierbei handele es 
sich nicht um eine abschließende Be stimmung, sondern nur 
um eine beispielhafte Aufzählung möglicher Nutzungen. 

Ein solches uneingeschränktes Nutzungsrecht könne 
jedoch nicht Inhalt einer Grunddienstbarkeit werden, 
da § 1018 Var. 1 BGB nur eine Nutzung „in ein-
zelnen Beziehungen“ vorsehe. Der uneingeschränkte 
Inhalt sei auch dann nicht möglich, wenn die Ausübung 
des Nutzungsrechts auf eine Teil fläche des dienenden 
Grundstücks begrenzt sei. 

Die Dienstbarkeit sei dennoch nicht zu löschen, da nach 
dem Eintrag in Abteilung II des Grundbuchs nicht ein 
umfassendes Nutzungsrecht des dienenden Grundstücks ge-
bucht worden sei, sondern ein auf vier Nutzungen (Spielflä-
che, Grünfläche, Kfz-Stellplatz und Bebauung) beschränk-
tes Recht. Das mehrere Nutzungen gewährende Recht 
dürfe Inhalt einer Grunddienstbarkeit sein. Dann sei der 
verschiedenartige Inhalt der Dienstbarkeit im Grundbuch 
schlagwortartig anzugeben. Dies sei vorliegend geschehen 
(„Recht auf Nutzung als Spielflä che, Grünfläche, Kfz-Stell-
fläche, Bebauungsrecht“). Auch das Bestimmtheitsgebot 
sei gewahrt, insbesondere im Hinblick auf das Bebauungs-
recht. Das Bebauungsrecht zeichne sich dadurch aus, dass 
dem Berechtigten keine Be schränkungen bei der Bebauung 
auferlegt seien. Das sei hinreichend bestimmt. Für das Erb-
baurecht habe der Senat Entsprechendes entschieden (BGH 
NJW 2014, 3439 = DNotI-Report 2014, 127).

Die Dienstbarkeit sei auch nicht deswegen unzulässig, 
weil der Eigentümer des dienenden Grundstücks auf der 
Teilfläche von jeder wirtschaftlich sinn vollen Nutzung 
ausgeschlossen worden sei. Dem Eigentümer verbleibe 
die volle Nutzung an dem von der Ausübungsbefugnis 
des Dienstbarkeitsberech tigten nicht erfassten Teil des 
Grundstücks (s. BGH DNotZ 1993, 55). 

Soweit die unzulässige Bezugnahme eine weitergehende 
Nutzung vorsehe, sei diese nicht Teil der Eintragung 
geworden; der über den Eintragungsvermerk hinaus-
gehende Teil sei mangels Buchung (uneingeschränktes 
Nutzungsrecht) nicht ausreichend im Grundbuch ver-
lautbart. Die Bezugnahme gem. § 874 BGB genüge in-
soweit nicht. Es liege daher keine inhaltlich unzulässige 
Eintragung im Grundbuch vor, die von Amts wegen gem. 
§ 53 Abs. 1 S. 2 GBO zu löschen sei.

Das Grundbuch sei schließlich nicht gem. § 22 Abs. 1 S. 1 
GBO von Amts wegen zu berichtigen. Eine Löschung 
käme nur in Betracht, wenn in grundbuchmäßiger Form 
(§ 29 GBO) nachgewiesen wäre, dass die Eintragung ins-
gesamt unrichtig sei, weil es an einer Übereinstimmung 
zwischen Einigung und Eintragung i S. v. § 873 Abs. 1 
BGB fehle. Einigung und Eintragung seien insoweit nicht 

Rechts pre chung
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kongruent, als die Einigung auf ein weitergehen des, in-
haltlich unbeschränktes Recht zur Nutzung Bezug neh-
me, das Recht in der Grundbucheintragung aber auf vier 
Nutzungsarten beschränkt sei. Das Recht sei aber jeden-
falls im eingetra genen Umfange gewollt und entstanden. 
§ 139 BGB finde im Grund buchberichtigungsverfahren kei-
ne Anwendung. Selbst bei Anwendung des § 139 BGB sei 
indes davon auszugehen, dass die Einigung über ein weiter-
gehendes Recht in der Regel den Willen der Beteiligten zur 
Entstehung als Teilrecht umfasse. 

Die Dienstbarkeit könne daher nicht gelöscht werden. Es sei 
jedoch geboten, die nicht eintragungsfähigen Vereinbarungen 
durch die Eintragung eines Klarstellungsvermerks von der 
Bezugnahme auszunehmen. 

AktG §§ 121 Abs. 5, 130 Abs. 1 S. 1; SEVO 
Art. 53
Hauptversammlung einer deutschen SE im 
Ausland bei Gleichwertigkeit der Beurkundung 
zulässig

a) Durch die Satzung kann ein Hauptversammlungsort 
im Ausland bestimmt werden. 

b) Die vom Satzungssitz oder – bei börsennotierten 
Gesellschaften – von einem deutschen Börsensitz ab-
weichende Bestimmung eines Versammlungsorts in der 
Satzung muss eine sachgerechte, am Teilnahmeinteresse 
der Aktionäre ausgerichtete Vorgabe enthal ten, die das 
Ermessen des Einberufungsberechtigten bindet. Eine 
Satzungsbestim mung, die dem Einberufungsberechtigten 
die Auswahl unter einer großen Zahl geo graphisch 
weit auseinander liegender Orte überlässt, wird diesen 
Vorgaben nicht ge recht. 

BGH, Urt. v. 21.10.2014 – II ZR 330/13

Problem
Die Beklagte ist eine börsennotierte SE mit Sitz in 
Deutschland. Die Hauptversammlung der Gesellschaft be-
schloss folgende Satzungsänderung: 

„Die Hauptversammlung der Gesellschaft findet entweder 
am Sitz der Gesellschaft, dem Sitz einer Wertpapierbörse 
in der Europäi schen Union oder einer Großstadt in der 
Europäischen Union mit mehr als 500.000 Einwohnern 
statt.“

Aktionäre der SE haben gegen diesen Beschluss 
Anfechtungs- und Nichtigkeitsklage erho ben. Die Klagen 
sind in allen Instanzen ohne Erfolg geblieben. 

Entscheidung
Die Revision vor dem BGH hat Erfolg. Laut BGH ist die 
konkrete Ausgestaltung der Satzungsänderung unverein-
bar mit § 121 Abs. 5 AktG und verstößt damit gegen das 
Gesetz (§ 243 Abs. 1 AktG). 

Zunächst führt der BGH aus, dass sich die Anfechtbarkeit 
von Hauptversammlungsbeschlüssen der Beklagten als SE 
mit deutschem Satzungssitz nach den Regeln des AktG 
richtet (vgl. Art. 9 Abs. 1 lit. c ii) SE-VO). 

Der BGH hält eine Satzungsregelung, die einen 
Versammlungsort im Ausland be stimmt, für zulässig: Die 
Satzung könne grundsätzlich einen Hauptversammlungsort 

festlegen (Art. 53 SEVO i. V. m. § 121 Abs. 5 AktG). Dass 
sie auch einen ausländischen Versammlungsort bestim-
men darf, war jedoch bisher umstritten (dagegen: OLG 
Hamburg NJW-RR 1993, 1317; OLG Hamm NJW 1974, 
1057 [zur GmbH]; LG Stuttgart AG 1992, 236; dafür 
MünchKommAktG/Kubis, 3. Aufl. 2012, Art. 53 SEVO 
Rn. 10; KölnKommAktG/Kiem, 3. Aufl. 2010, Art. 53 SE-
VO Rn. 9). Der BGH hält dies für zulässig. Der Wortlaut 
von § 121 Abs. 5 AktG enthalte keine entsprechende 
Eingrenzung. Schutzzweck der Bestimmung sei es, eine 
willkürliche Auswahl des Versammlungsorts zu unter-
binden. Jeden falls in den an Deutschland angrenzenden 
Ländern könne ein Hauptversammlungsort ebenso schnell 
und leicht wie in Deutschland erreichbar sein. 

Auch das Beurkundungserfordernis (§ 130 Abs. 1 S. 1 
AktG) stehe einer Versammlung im Aus land nicht grundsätz-
lich entgegen. Es könne dahinstehen, ob die Einhaltung der 
jeweiligen Orts form genüge. Die von § 130 Abs. 1 AktG ver-
langte notarielle Form lasse sich auch im Ausland wahren. 
Es genüge die Beurkundung durch einen ausländischen 
Notar, wenn sie der deut schen Beurkundung gleichwer-
tig sei. Gleichwertigkeit sei gegeben, wenn die ausländische 
Ur kundsperson nach Vorbildung und Stellung im Rechtsle-
ben eine der Tätigkeit des deutschen Notars entsprechende 
Funktion ausübe und für die Urkunde ein Verfahrensrecht 
zu beachten habe, das den tragenden Grundsätzen des 
deutschen Beurkundungsrechts entspreche. Dabei müsse 
insbe sondere die mit der Fertigung der notariellen Urkunde 
verbundene Beweissicherung des § 130 Abs. 1 S. 1 AktG 
gewahrt werden. Die Anwesenheit eines Notars möge zwar 
„außerdem“ dazu beitragen, dass Gesetz und Statut sorgfäl-
tiger beachtet würden. Ein ausländischer Notar sei mit dem 
deutschen Aktienrecht möglicherweise weniger vertraut. 
Hauptzweck der Protokollierung „ist die Sicherung eines 
rechtlich geordneten Verfahrensablaufs jedoch nicht.“ Die 
Beurkundung sei auf einzelne Tatsachen des Ablaufs der 
Versammlung beschränkt; der Notar habe keine Leitungs-, 
Aufsichts- oder Eingriffsbefugnisse. Die Gleichwertigkeit 
der Beurkundung sei auch nicht wegen der Prüfungs- und 
Belehrungspflichten des deutschen Notars ausgeschlossen. 
Die Beurkundung der Hauptversammlung sei nur eine sons-
tige Beurkundung über die Wahrnehmung des Notars (vgl. 
§ 37 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BeurkG), für die keine Prüfungs- und 
Belehrungspflichten gem. § 17 BeurkG gelten würden. 

Allerdings sei vorliegend die konkrete Ausgestaltung der 
Satzungsänderung unvereinbar mit § 121 Abs. 5 AktG. 
Die Bestimmung des Versammlungsorts müsse eine sach-
gerechte, am Teil nahmeinteresse der Aktionäre ausge-
richtete Vorgabe enthalten, die das Ermessen des Einberu-
fungsberechtigten binde. Es sei zwar zulässig, dass die Sat-
zung mehrere Orte aufführe, unter denen das Einberufungs-
organ wählen könne. Über eine sachgerechte Bindung des 
Auswahler messens gehe aber eine Satzungsbestimmung 
hinaus, die dem Einberufungsberechtigten die Auswahl 
unter einer großen Zahl geografisch weit auseinander-
liegender Orte überlasse. Diese Satzungsregelung sei nicht 
am Teilnahmeinteresse der Aktionäre aus gerichtet.

R. Bork/F. Jacoby/D. Schwab (Hrsg.), FamFG, 2. Aufl., 
Gieseking Verlag, Bielefeld 2013, 2038 Seiten, 118.– €

Obwohl gerade einmal fünf Jahre alt, hat das FamFG schon 
zahlreiche Änderungen erfahren; auch Rechtsprechung 
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und Literatur sind rege gewesen und haben das neue 
Verfahrensrecht an vielen Stellen konkretisiert und „prak-
tikabel“ gemacht. Der mit Verfahrensfragen befasste Notar 
wird daher sicherlich an einer kompakten Kommentierung 
interessiert sein, die diese Entwicklungen umfassend be-
rücksichtigt und übersichtlich darstellt. Dies leistet der 
Bork/Jacoby/Schwab, ein Kommentar, der sozusagen mit 
dem FamFG aus der Taufe gehoben wurde und inzwischen 
in zweiter Auflage (um über 500 Seiten dicker!) erschienen 
ist. Die Autoren (vornehmlich aus Wissenschaft und Justiz) 
erörtern die Vorschriften mit dem Blick für das Wesentliche 
und bemühen sich um eine verständliche Darstellung. 
Positiv angesprochen sei z. B. die Kommentierung Müthers 
zum Verfahren in Registersachen (§§ 374 ff. FamFG, so 
etwa prägnant zu den Voraussetzungen des Antragsrechts 
der Notare, § 378 FamFG). 

Alles in allem ist der Bork/Jacoby/Schwab daher eine loh-
nenswerte Anschaffung für das Notariat.

Dr. Simon Blath 

Baumbach/Hopt, HGB, 36. Aufl., C. H. Beck Verlag, 
München 2014, 2558 Seiten, 89.– €

Der Baumbach/Hopt gehört zu den Standardwerken der 
handels- und gesellschaftsrechtlichen Kommentarliteratur. 
Einen wichtigen Synergieeffekt erzielt das Werk dadurch, 
dass es als Parallelwerk zum Vertrags- und Formularbuch 
zum Handels-, Gesellschafts- und Bankrecht (aktuell in 
vierter Auflage, vgl. bereits DNotI-Report 2014, 158) 
konzipiert ist. Die Kommentierung verweist – und dies 

ist für die Kautelarpraxis von besonderem Vorteil – an 
den einschlägigen Stellen auf die Vertragsmuster des 
Parallelbands. Sie ist außerdem auf die Bedürfnisse der 
Praxis zugeschnitten. Die Ausführungen zu § 25 HGB ent-
halten etwa wichtige praktische Hinweise zur Anmeldung 
der Eintragung des Haftungsausschlusses des Erwerbers 
einer Firma (Hopt, § 25 Rn. 14).

Der Kommentar eignet sich für die Arbeit im Notariat 
hervorragend; er stellt eine sehr wertvolle Arbeitshilfe dar.

Notarassessor Dr. Johannes Weber

J. Bormann/T. Diehn/K. Sommerfeldt (Hrsg.), GNotKG, 
C. H. Beck Verlag, München 2014, 1068 Seiten, 129.– €

Ein Kommentar zum GNotKG darf in keinem Notariat 
fehlen. Wer sich für den Bormann/Diehn/Sommerfeldt 
entscheidet, hat ein exzellentes Werk zur Seite, das echte 
Pionierarbeit leistet.

Dies gilt insbesondere für die Kommentierung des für die 
Praxis besonders wichtigen Kostenverzeichnisses, z. B. 
die Kommentierung der Gebühren für die Erzeugung 
von XML-Strukturdaten (KV Nr. 22114) sowie der 
Betreuungsgebühr (KV Nr. 22200; insoweit s. etwa zur 
Anzeige nach Einschränkung des Sicherungszwecks bei 
der Finanzierungsgrundschuld Rn. 8).

Die Darstellung ist sehr übersichtlich und kompakt gehalten. 
Hierin zeigt sich der besondere Wert dieses Kommentars.

Notarassessor Dr. Johannes Weber
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